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Sigrid Oehler-Klein
Das Institut für Erb- und Rassenpflege 
der Universität Gießen: Aufbau des Instituts 
und Eingliederung in die Universität
Dieser Beitrag ist als Ergänzung zu bereits vor-
handenen Publikationen über die Entwicklung
der Erb- und Rassenpflege in Gießen zu sehen.
Das Gesamtbild, das die am Institut entstande-
nen Werke, die Biographien und politischen
Aktivitäten der Mitarbeiter des Instituts um-
fasst, ist im Kontext der zitierten speziellen Li-
teratur zu erschließen. Der Beitrag stellt ein 
Teilergebnis des vom Fachbereich Humanmedi-
zin der Justus Liebig-Universität Gießen am 
Institut für Geschichte der Medizin eingerichte-
ten Projekts „Geschichte der Medizinischen 
Fakultät Gießen 1933–1945“ dar.
„So kam ... aus dem Berliner Kultusministerium
ein Herr, als Prof. Krantz, der dann Rektor
wurde, [und] die Giessener Professoren wegen
ihrer zu lauen Einstellung angegriffen hatte...“1
Gegen Herrn Kranz sei 1938 mutig der damali-
ge Dozentenbundsführer an der Universität,
der Dermatologe Professor Walther Schultze,
vorgegangen. Schultze habe in den Auseinan-
dersetzungen zwischen Kranz und den Kolle-
gen an der Universität seine akademischen Ver-
pflichtungen über die politische Loyalität des
Parteigenossen gestellt. Mit dieser rückblicken-
den Darstellung Professor Helmuth Reinweins
aus dem Jahr 1957 wurde die Geschichte, wie
sich der politische Aktivist und radikale Vertre-
ter der Rassenhygiene, Heinrich Wilhelm Kranz
(1897–1945), innerhalb der medizinischen Fa-
kultät Gießen etablieren konnte, nicht etwa
nur verkürzt, sondern schlicht verfälscht.
Reinwein, von November 1934 bis März 1942
Direktor der Medizinischen und Nervenklinik,
suchte mit seinem Bericht über die Ereignisse
jener Zeit seinem Kollegen und bekannten An-
hänger der nationalsozialistischen Gesund-
heitspolitik zu helfen: Der ehemalige Leiter der
Hautklinik und der Lupusheilstätte Seltersberg,
Professor Walther Schultze, war nach dem
Krieg aus seinem Amt entlassen worden, weil
er als politisch schwer belastet galt. Eine Unter-
suchungskommission befasste sich 1957 mit
dem Antrag Walther Schultzes auf Emeritie-
rung und Wiederaufnahme in die Fakultät. Die
Worte Reinweins zeigen eine geradezu grotes-
ke Verdrehung der Umstände, wie Heinrich
Wilhelm Kranz auf den Lehrstuhl für Erb- und
Rassenpflege der ehemaligen Ludwigs-Univer-
sität Gießen gekommen war. Tatsächlich war
Kranz nicht etwa vom Kultusministerium an die
Fakultät Gießen versetzt oder beordert wor-
den, sondern die Fakultät hatte am 30. 6.1936
einstimmig – und auch mit der Stimme Rein-
weins – beantragt, „dass Dr. Kranz auf die
neugeschaffene ausserordentliche etatmässige
Professur für Erb- und Rassenhygiene ernannt
werde. Die Fakultät ist völlig einmütig darin,
dass für Giessen allein Dr. Kranz in Frage kom-
men kann. Es wird nur erwogen, ob etwa wei-
tere Vorschläge auch mit eingereicht werden
sollen. Nach engeren Besprechungen wird aber
auch darin Einigkeit erreicht, dass wir nur Dr.
Kranz benennen.“2
Die Teilnehmer an jener Fakultätssitzung wuss-
ten, wen sie mit dem Extraordinariat betrauen
wollten: Einzelne Aktivitäten, die Kranz seit
1934 während der Aufbaumaßnahmen des In-
stituts für Erb- und Rassenpflege angestrengt
hatte, waren im Vorfeld zur Beantragung des
Lehrstuhls in der Fakultät bekannt.3 Offenkun-
dig bestand gerade wegen dieser Aktivitäten
innerhalb der Fakultät der Wunsch, Kranz und
dessen Institut stärker an die Universität zu bin-
den.4 Honoriert werden sollte das Engage-
ment, mit dem Kranz bestrebt war, Erb- und
Rassenforschung durch Datenerhebungen, sta-
tistische Auswertungen sowie experimentelle
Untersuchungen als Fachsparte in Gießen zu
etablieren. Auch mit der unmittelbaren Umset-
zung gewonnener und bereits akzeptierter Er-
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gebnisse der erbbiologischen Forschung in
praktische Erbpflege war man einverstanden.
Man war der Meinung, dass die Vergabe eines
Extraordinariates an Kranz (1937) und die Ein-
gliederung des von ihm aufgebauten Institutes
in die Fakultät bzw. Universität (1938) ein Ge-
winn für Gießen sei.
Die Gründung des Instituts
Ab 1934 vereinigte Kranz in seiner Person uni-
versitäre, standesrechtliche sowie partei- und
gesundheitsamtliche Funktionen.5 Neben pri-
vaten Geldern flossen in den ab 1934 betriebe-
nen Aufbau des Institutes für Erb- und Rassen-
pflege auch finanzielle Mittel der hessischen
Ärztekammer.6 In dem Institut richtete Kranz
die von ihm geleitete Abteilung „Erbgesund-
heits- und Rassenpflege“ der hessischen Ärzte-
kammer ein. Zu deren Aufgaben gehörte die
„erbbiologische Bestandsaufnahme“, die, in
einem „Erbarchiv“ dokumentiert, eine Vorstufe
des geplanten „Gesundheitskatasters des
deutschen Volkes“ darstellte.7 Kranz, eigentlich
habilitierter Ophthalmologe, war seit 1933 
von dem Wegbereiter der Rassenhygiene in
Gießen, dem Direktor des Hygiene-Institutes,
Professor Dr. Philaletes Kuhn (1870–1937),8 ge-
fördert worden: Seit September 1933 war er
Volontärassistent am Hygiene-Institut, vertrat
Kuhn 1933 und 1934 in der Vorlesung und er-
hielt u.a. auf Antrag der Studentenschaft und
Kuhns Lehraufträge der Fakultät,9 die durch
das Hessische Kultusministerium bewilligt wur-
den. Ab Juli 1934 gab es Verhandlungen zwi-
schen dem Pädiater Professor Duken – eben-
falls ein engagierter Nationalsozialist10 – auf
Überlassung von Räumen des Isolierhauses der
Kinderklinik,11 welche Kranz bereits im Oktober
1934 zur Nutzung zugesagt wurden. 1936
wurde das gesamte Isolierhaus offiziell als Ras-
senpolitisches Amt der NSDAP, Gau Hessen-
Nassau, und als Beratungsstelle für Erb- und
Rassenpflege des staatlichen Gesundheitsam-
tes des Kreises Gießen installiert.12 Die feierli-
che Einweihung des Institutes am 27. 1. 1936
fand unter Teilnahme von „Vertretern der Par-
tei und ihrer Gliederungen, der Wehrmacht,
der staatlichen und städtischen Behörden und
der Landesuniversität“13 statt. Am 30. 6. 1938
erfolgte die offizielle Angliederung des Instituts
an die Universität, und zum 9. 5. 1940 wurde
das von Kranz ab 1. 1. 1937 wahrgenommene
Extraordinariat für Erb- und Rassenpflege in ein
Ordinariat – unter Verwendung des freigewor-
denen Ordinariats für systematische Theologie
– umgewandelt.
Lobbyarbeit für Universität, 
Fakultät und Institut
Bereits 193514 – und  wie zitiert 1936 – wurde
in der Fakultät die Meinung vertreten, dass die
Vergabe eines Extraordinariates für Rassenhy-
giene und Bevölkerungspolitik an Kranz der
verdiente Lohn für hervorragende Leistung und
Engagement war. Gründe für diese nach außen
zumindest vorbehaltlose Unterstützung gab es
viele. Auf der einen Seite kann das Unvermö-
gen mancher Fakultätsmitglieder vermutet
werden, sich gegen den nationalsozialistischen
Aktivisten Kranz und damit gegen die gefor-
derte Umformung der Universität im national-
sozialistischen Sinne öffentlich auszusprechen.
Auf der anderen Seite gab es eine breite Zu-
stimmung zur Gesundheitspolitik, insbesonde-
re zu den vorsorgenden Maßnahmen des na-
tionalsozialistischen Staates. Das Institut für
Erb- und Rassenpflege konnte in dem Komplex
praktisch einzulösender Ziele dieser Gesund-
heitspolitik die Aufgabe erhalten, auffällige
Personen im Kontext ihrer familiären Krank-
heitsdispositionen und Lebensweisen zu regis-
trieren sowie den Zugriff auf diese selbst und
die Familien zu sichern. Zusätzlich fiel dem In-
stitut die Aufgabe zu, diese Maßnahmen öf-
fentlich zu erläutern, den Zusammenhang mit
der nationalsozialistischen Politik herzustellen
und die universitäre Lehre auf dem Gebiet der
Rassenhygiene zu gewährleisten. Außerdem
erhielt man engere Beziehungen zur Landes-
regierung bzw. zum Reichsstatthalter Jacob
Sprenger (1884–1945), der Gauleiter und För-
derer von H. W. Kranz war.15
Obwohl bereits einige an der medizinischen Fa-
kultät lehrende Dozenten nationalsozialistisch-
rassenhygienische Inhalte propagierten oder
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sie durch ihre Mitgliedschaften in der Partei
und ihren Gliederungen förderten,16 wurde das
Klima stark durch Neuberufungen bzw. Neuer-
nennungen von Dozenten geprägt. Unter zehn
Neuberufungen bis 1936 waren allein sieben –
fünf Ordinarien und zwei Extraordinarien –, die
dem System sehr ergeben waren.17 Die Nach-
wuchswissenschaftler (Privatdozenten), die seit
November 1933 an den Fakultätssitzungen teil-
nehmen konnten,18 waren hinsichtlich der Mit-
gliedschaften in der Partei und ihren Gliede-
rungen politisch noch stärker mit dem NS-Staat
verbunden.19 Das Klima an der Fakultät war ge-
prägt durch rassische und politische Verfol-
gung seit 1933.20 Ebenso ist eine deutliche
Aufbruchstimmung in Kreisen der Studenten-
und Dozentenschaft, die den Geist der so ge-
nannten Revolution in das Kollegium hineintra-
gen wollten, zu registrieren;21 sie gestalteten
damit die Politisierung des Lehrkörpers in ihrem
Sinne. Neben diesem bis Mitte der 30er Jahre
aufgebauten Klima der Einschwörung und
auch der Verängstigung,22 das vermutlich öf-
fentliche Stellungnahmen gegen Kranz von
vornherein verhinderte, konnte auf der ande-
ren Seite eine demonstrative Unterstützung für
eines der wichtigsten Ziele des NS-Staates der
Fakultät von Nutzen sein. Mit dem institutio-
nellen Aufbau des neuen Faches Rassenhygie-
ne, das im Frühjahr 1936 Prüfungsfach
wurde,23 versprach sich die Fakultät in diesen
Zeiten eine Aufwertung des Universitätsstand-
ortes Gießen. Schließlich schien die kleine Uni-
versität von der Schließung bedroht24 und die
Studentenzahlen gingen zurück.25 Die be-
schworene Notwendigkeit einer fortwähren-
den Revolution zur Durchsetzung von grund-
sätzlichen Zielen der neuen Machthaber schuf
sich verselbstständigende Argumentationsket-
ten, die von den eigentlichen Inhalten abge-
koppelt werden konnten und anderen Zielen –
nämlich Ruf und Ausstattung der Universität –
dienten. Mit den rassenhygienischen Forderun-
gen des Staates wurde der dringende Wunsch
nach Einrichtung eines Lehrstuhls für Erb- und
Rassenpflege begründet und zugleich verspro-
chen, mit diesem die Qualität des Studiums wie
auch die der „geistigen Haltung“ an der Uni-
versität zu sichern: „... wir sind der Meinung,
daß eine kleine Universität in einer kleinen
Stadt vielen Anforderungen des Nationalsozia-
lismus wesentlich besser entsprechen kann als
eine Großstadt-Universität.“26 Mit der Siche-
rung von Standortvorteilen gekoppelt war die
Akzeptanz einer rassistisch begründeten Erb-
biologie im universitären Lehrspektrum  im Ver-
bund mit eugenischer Praxis.
Die Antragsteller aus der Medizinischen Fakul-
tät, die einen universitären Institutsausbau
wünschten, waren somit nicht lediglich von der
Notwendigkeit rassenhygienischer Forschung
und Lehre überzeugt, sondern sie nahmen eine
sich bietende Gelegenheiten wahr, um die Uni-
versität Gießen zu stützen. Der Parteigenosse
und spätere SS-Mann Albert Fischer, Leiter der
Chirurgischen Universitätsklinik seit 1933, war
sicher ein Befürworter rassenhygienischer
Maßnahmen, aber sein aktiver Einsatz in seiner
Eigenschaft als Dekan für Heinrich Wilhelm
Kranz und für die Einbindung des Instituts in
die Universität bedeutete zugleich Lobbyarbeit
für die medizinische Fakultät der Universität
Gießen. Man befand sich in der Konkurrenz zu
Frankfurt, wo 1935 unter Otmar Reinhard Frei-
herr von Verschuer ein Lehrstuhl für Erbbiolo-
gie und Rassenhygiene eingerichtet wurde;
und so verwies man auf die langjährigen – pri-
vaten und von der Fakultät geförderten – An-
strengungen Heinrich Wilhelm Kranz’ in der
Einrichtung eines vergleichbaren Institutes:
„Wir würden es als Ungerechtigkeit gegenüber
den Leistungen von Dr. Kranz betrachten,
wenn man jetzt durch ein gut fundiertes 
Frankfurter Institut in das bisherige Arbeits-
feld von Dr. Kranz rücksichtslos eingreifen
würde.“27
Unterstützung erhielt Kranz auch inhaltlich,
indem sich die Fakultät im Prinzip einverstan-
den erklärte, von allen klinisch behandelten Pa-
tienten, die an einer vermuteten Erbkrankheit
litten, Sippschaftstafeln aufzustellen. Durch
Kranz zuvor schon initiiert, wurden die Mel-
dungen dieser Patienten offiziell durch eine am 
19. 8. 1934 erlassene Verfügung des Hess.
Staatsministers über Aufnahme des erbbiologi-
schen Bestandes der gesamten Bevölkerung
veranlasst, welche die Fakultät am gleichen Tag
zur Kenntnis nahm.28
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größeren Einfluss auf die
niedergelassenen Ärzte ge-
stattete und ihm die erb-
pflegerische Kontrolle hin-
sichtlich der Anzeigen oder
Anträge auf Zwangssterili-
sationen sowie hinsichtlich
der Erstellung von Sipp-
schaftstafeln erleichterte.30







sowie Professor Albert Fi-
scher an den Rektor der
Universität. Sie alle hoben
die Vorteile einer solchen
Ämterakkumulation in der
Person von Kranz für die
Universität hervor: Albert
Fischer schrieb an den
Dekan (Adolf Seiser): 
„... des weiteren dürfte
sich die Beibehaltung der
Ämter der Ärzteschaft auf
die Arbeiten des von Herrn
Kranz geleisteten [!] wis-
senschaftlichen Institutes
sehr fördernd auswirken.
Herr Kranz wird hinsicht-
lich der Beantwortung von
Fragebogen und derglei-
chen durch die praktizie-
renden Ärzte sicherlich
sehr viel besser „bedient“
werden, wenn er gleichzei-
tig noch Amtsleiter ist, als wenn er lediglich als
Institutsdirektor zeichnet. Also auch im Interes-
se des neuen Univ. Institutes liegt meines Er-
messens die Weiterführung dieser Ämter durch
Herrn Kranz.“31 Und Professor Reinwein
schrieb: „Als Verwaltungsdirektor der Univer-
sitätskliniken habe ich seit der Übernahme mei-
nes Amtes vielfach mit Herrn Prof. Kranz als
Amtsleiter der kassenärztlichen Vereinigung,
Bezirksstelle Gießen, zu tun gehabt. ... Er hat
Die effiziente Ausbaumöglichkeit der Erbkartei
war einer der Gründe, die 193729 einige Fakul-
tätsmitglieder dazu bewogen, ausnahmsweise
für eine Beibehaltung der Kombination von
standesrechtlichen und universitären Ämtern
zu plädieren, die Kranz als Universitätsprofes-
sor und Vorsitzender der Ärztekammer und
Kassenärztlichen Vereinigung, Bezirksstelle
Gießen, in seiner Person vereinigte. Kranz
selbst sah, dass diese Ämterfülle ihm einen
Aktennotiz über die Diskussion in der Fakultätssitzung zur Einrichtung eines In-
stituts für Erb- und Rassenpflege. UAG, Dekanatsbuch, Vgl. Anm. 2, Bl. 253
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für unsere Aufgaben stets volles Verständnis
gehabt. ...“32
Rassenhygiene in Gießen – 
Forschung und Praxis
Auch Kranz wusste, dass eine Institutionalisie-
rung seiner Aktivitäten und eine Anbindung an
die Universität ihm einen Rückhalt verschaff-
ten. Diesen nutzte er auch, um die Aufgaben
seines Institutes in spezifischer Weise auszu-
bauen. Die Verquickung von Forschungsvorha-
ben und ihre Anwendung auf die Rassenpflege
waren Programm.33 Kranz betrachtete sein In-
stitut als klinisches Forschungsinstitut, da in der
Erbpoliklinik jährlich 2500–3000 Personen erb-
biologisch untersucht würden.34 Kranz selbst
beschrieb den kompletten Aufgabenbereich
seines Institutes wie folgt:
1. Rassenpolitisches Amt (Schulung und Propaganda)
2. Praktische Rassenhygiene
3. Einbürgerungen35
4. Erbklinische Untersuchungen (Zusammenhänge





9. Erbbiologische Bestandsaufnahme 
(erbliche Belastung, Krankheitshäufung, Erbgänge)
10. Eheberatung
11. Experimentelle vererbungswissenschaftliche Arbeiten
12. Vorlesung36
Von den aufgelisteten Aufgabenbereichen sol-
len folgende hier näher beleuchtet werden: kri-
minal-biologische Untersuchungen; erbbiologi-




Wie und zu welchem Zweck die kriminal-biolo-
gischen Untersuchungen durchgeführt wur-
den, lässt sich an den von Kranz vergebenen
Doktorarbeiten zeigen. Kranz veranlasste Un-
tersuchungen, mit denen ein möglicher Zusam-
menhang von „Rasse und Verbrechen“37 oder
Korrelationen zwischen bestimmten Körperfor-
men und kriminellem Verhalten festgestellt
werden sollten. Mit diesen Fragestellungen
nahm Kranz eine Übertragung von kriminalan-
thropologischen Ideen, die am Ende des 19.
Jahrhunderts entwickelt worden waren, in 
den nationalsozialistischen rassenhygienischen
Kontext vor.38 Die Gewichtung und Interpreta-
tion der biometrischen Daten verschob sich bei
Kranz allerdings in die entsprechende Rich-
tung: Es wurde weniger Wert darauf gelegt,
zur Identifizierung des „geborenen Verbre-
chers“ einzelne Verbrechermerkmale zu ermit-
teln. Die meisten bislang in der Kriminalanthro-
pologie aufgezeigten Merkmale hatten sich im
übrigen auch als untypisch erwiesen.39 Dage-
gen wurde auf angeblich rassentypische bzw.
gruppenspezifische körperliche Merkmale ge-
achtet, die aus dem allgemeinen Kontext der
nationalsozialistischen Rassenlehre von den
wertvolleren Eigenschaften des nordisch ge-
prägten Menschen zu verstehen sind. Ziel der
jeweiligen Datenerhebungen, die auch andern-
orts durchgeführt wurden, war jeweils, ver-
steckte „minderwertige“ Anlagen durch Korre-
lation mit bestimmten Körpermaßen oder Kör-
permerkmalen zu ermitteln, diese so der un-
mittelbaren Deutung zur Verfügung zu stellen
und mit Hilfe von Registrierungen einer vor-
beugenden Verbrechensbekämpfung nutzbar
zu machen.40 So heißt es in der Doktorarbeit
von Rudolf Ludwig Martin mit dem Titel „Rasse
und Verbrechen“: „Ich stelle mir vor, daß in sol-
chen Arbeiten die rassebedingten Anlagen
zum Verbrechen erfaßt würden zwecks erbbio-
logischer Beratung der Richter. Besonders
denke ich an die Rückfallsverbrecher. Wir sehen
in unserer heutigen Gesetzgebung (Sicher-
heitsverwahrung) den ersten Ansatz hierzu. ...
Dieses Letzte auch aus eugenischer Indikation
(Sterilisations- und Kastrationsgesetze), um die
Geburt von Menschen zu verhindern, deren
(wohl schlechte) Erbanlagen sie unter dem
schlechten Einfluß ihrer häuslichen Umwelt
immer wieder zum Verbrecher machen müß-
ten.“41
Im Gutachten zu der Dissertation: „Zur Frage
der sog. ,Verbrechermerkmale’ und der Korre-
lationen zwischen Kopfform und Verbrechen“
beschrieb Kranz die Leistungen seines Dokto-
randen folgendermaßen: 280 Strafgefangene
und 306 Vergleichspersonen seien nach den
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ringen Anzahl der untersuchten Personen noch
vorläufig sei und durch Ausweitung des empi-
rischen Untersuchungsmaterials gestützt wer-
den müsse, genügten ihm.
Die Erhebung und Registrierung kriminalstatis-
tischer Daten in Kombination mit bestimmten
Körpermerkmalen wurden von Kranz nicht 
lediglich zu Forschungszwecken gebraucht.
Kranz ging es in der auch von seinem Institut zu
leistenden Klassifizierung derjenigen, die als so-
zial und rassisch untauglich angesehen werden
konnten, auch um die praktische Relevanz.
Deutlich wird dies vor allem an den von ihm und
seinem Mitarbeiter Otto Finger veröffentlichten
Arbeiten zur „Zigeunerfrage“. In diesen wurde
die konkrete erbbiologisch-rassische Untersu-
chung zur Identifizierung von „Zigeunern“ ge-
fordert und zugleich wurden praktische Lösun-
gen zur Bekämpfung der „Zigeunerplage“ vor-
geschlagen.45 In der Dissertation Otto Fingers
lag jedoch der Schwerpunkt auf der Analyse des
Sozialverhaltens der Mitglieder zweier „Zigeu-
nermischlingssippen“, die aufgrund der Mel-
dungen verschiedener Ämter und Einrichtun-
gen bezüglich ihrer Asozialität und Kriminalität
erfasst wurden. Dies entsprach dem Schwer-
punkt der Forschungsarbeiten am Institut für
Erb- und Rassenpflege, der im Kontext mit der
überregionalen „Zigeunerforschung“ und mit
einer breit angelegten Arbeit an der Psychiatri-
schen und Nervenklinik zu sehen ist:46 Aufgrund
gezielter (im Falle der „Zigeuner“) und mög-
lichst flächendeckender (allgemeines Erbarchiv)
Bestandsaufnahmen von vor allem sozialen, ge-
sundheitlichen und charakterlichen Kriterien
sollte deren familiäre Häufung und damit die
Frage nach der Erblichkeit – auch des Sozialver-




Bis 1939 waren in dem am Institut für Erb- und
Rassenpflege angelegten Erbarchiv 16 000 Sip-
pen mit etwa 450 000 Personen erbbiologisch
registriert.47 1940 waren es offenbar schon
18 000 Sippen mit 600 000 Personen.48 Diese
Registratur basierte nicht nur auf Auskünften,
gültigen biometrischen Grundsätzen unter-
sucht worden: „Das Ergebnis war die Feststel-
lung, daß die Verbrecher eine schmälere Stirn,
einen breiteren Unterkiefer und ein längeres
Gesicht hatten als die Personen des Vergleichs-
materials. Bei den Rückfälligen fand sich ein
größerer Kopfumfang als bei den weniger Be-
straften. Die Sittlichkeitsverbrecher hatten
einen kleineren Kopfumfang als die Nichtver-
brecher und gegenüber den Dieben einen klei-
neren Kopfumfang und eine kleinere Kopfbrei-
te. Das Vorhandensein von sog. Verbrecher-
merkmalen am Schädel muß unter Zugrundele-
gung des untersuchten Materials abgelehnt
werden.“42
Diese Doktorarbeit – deren ursprüngliche Fas-
sung nicht überliefert ist – rief als einzige der
unter Kranz angefertigten Arbeiten bei einigen
Fakultätsmitgliedern zunächst Einsprüche her-
vor: Die Professoren Boening, Reinwein, Bürker
und Elze sprachen sich dagegen aus, wie der
Doktorand seine Ergebnisse formulierte und
welche Folgerungen er damit verband. Profes-
sor Reinwein schrieb: „Nicht einverstanden in
der Fassung u. Folgerung“; der Anatom Profes-
sor Elze notierte: – „nicht einverstanden! Ich
bin für Ablehnung“. Im zweiten Anlauf jedoch
wurde die Arbeit mit den zitierten Ergebnis-
sen,43 für die der oben genannte Bericht ver-
fasst wurde, von der Fakultät als Doktorarbeit
angenommen. Die anderen in dem  Untersu-
chungskontext von kriminellem Verhalten und
rassischer oder konstitutioneller Zuordnung
entstandenen Arbeiten stießen nicht auf ir-
gendeinen erkennbaren Widerstand in der Fa-
kultät.
Die Suche nach einem Zusammenhang von
konstitutionellem Zeichen und krimineller Dis-
position verdeutlicht, dass alte physiognomi-
sche Verfahren44 – über die Kriminalanthropo-
logie der Jahrhundertwende ins Konkrete ge-
wandt – in der Rassenhygiene eine Wiederbe-
lebung erfuhren. Ebenso wenig wie die Physiog-
nomik bemühte sich Kranz darum zu begrün-
den, in welchem kausalen Zusammenhang die
untersuchten Merkmale und die erhobenen
kriminalistischen Daten überhaupt stehen
könnten. Die bloße Feststellung des gemeinsa-
men Auftretens, die allerdings wegen der ge-
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die den Sippschaftstafeln zu entnehmen
waren, die Kranz zusammen mit dem Psychia-
ter Hoffmann (nach dem Vorbild von Astel)49
entwickelt hatte. Auf diesen Sippschaftstafeln
wurden zunächst grobe Daten notiert. Gefragt
wurde nach Beruf, Konstitution („kräftig, mus-
kulös“, „schmächtig“), Arten des Todes in der
Familie, Krankheiten des Gemüts, sonstigen
Krankheiten (Tuberkulose, Zuckerkrankheit, 
Syphilis), auffälligen Leistungen und Verhalten
(„soll unselbständig sein“). Doch das Ziel von
Kranz war es, eine umfassende Gesamtbewer-
tung der in der Kartei registrierten Menschen
zu erreichen. Diese Zielsetzung machen die als
„streng vertraulich“ markierten Formblätter
und Fragebögen deutlich, die von der Abtei-
lung für Erbgesundheit und Rassenpflege der
hessischen Ärztekammer, Bezirksstelle Gießen,
unter dem Vorsitz von Kranz verschickt wur-
den.50 Die Fragebögen, mit denen eine umfas-
sende Auskunft eingeholt wurde, gingen z.B.
an den Bürgermeister des Ortes, aus dem ein
als erbkrank gemeldeter Proband stammte.
Darin ist folgende Aufforderung zur Beurtei-
lung des Probanden zu lesen: „auf besondere
Charaktereigenschaften ist zu achten.“ Weiter-
hin wurde nach Art und Grund von möglichen
Vorstrafen und nach einer möglichen Selbstver-
schuldung von Armut gefragt. Diese Auswei-
tung der Fragen in die Gebiete der Charakter-
kunde und Sozialverhältnisse bildete neben
den bereits durch die Sippschaftstafeln abge-
fragten Daten zu „Erbkrankheiten“, die auch
für die familiären Seitenlinien galten, eine stets
virulente Bedrohung der gesamten Familie.
Auskünfte über familiäre – wirtschaftliche, so-
ziale – Verhältnisse, Krankheiten, Schulerfolge,
Todesfälle und auffällige Verhaltensweisen
schadeten nachweislich nicht nur dem Proban-
den, sondern auch den Personen im familiären
Umfeld des Angezeigten, indem eine erbliche
Belastung registriert wurde. Bei geringster Auf-
fälligkeit, die der untersuchende Amtsarzt 
beispielsweise bei der Beantragung eines Ehe-
standsdarlehens oder des Ehetauglichkeits-
zeugnisses vermerkte, konnten Familienange-
hörige mit einer Belastungsnotiz im Sippenbe-
fund in die Sterilisationsmaßnahmen zwangs-
weise einbezogen werden.51
Kritik an der zeitgenössischen Stigmatisie-
rungspraxis konnte jedoch aus der zeitgenössi-
schen experimentell-genetischen Forschung
abgeleitet werden. Diese hatte immerhin bele-
gen können, dass zahlreiche Faktoren Einfluss
auf die Ausbildung von Merkmalen nahmen. Es
mussten also bei der Interpretation dieser
Merkmale das genotypische Milieu, die Mani-
festationsverhältnisse und der Einfluss der Po-
pulationszugehörigkeit mitbedacht werden.
Nikolaj Timoféeff-Ressovsky, der führende
Strahlengenetiker an der Genetischen Abtei-
lung des Kaiser-Wilhelm-Instituts für Hirnfor-
schung in Berlin, schrieb 1935: „Bekanntlich
können sowohl verschiedene Mutationen ähn-
liche Phänotypen erzeugen (heterogene Grup-
pen), als auch die gleichen Gene unter Einfluß
und in Kombination mit verschiedenen ande-
ren Modifikationsgenen recht beträchtliche
Unterschiede.“52 Demnach war es schwierig,
ein Merkmal in einen eindeutigen Kausalzu-
sammenhang mit verursachenden Genen zu
setzen. Doch gerade in der Frage, inwiefern die
eugenische Praxis unter diesen Schwierigkeiten
überhaupt erfolgreich sein konnte, ließ sich die
Anlage von Erbkarteien begründen, insofern in
diesen das Umfeld, der familiäre Belastungs-
grad, dokumentiert war. Die Erbkarteien such-
ten nicht nur die bereits Erkrankten und Auf-
fälligen, sondern auch die Träger von Erbkrank-
heiten und „minderwertigen“ Eigenschaften
zu erfassen. Sippenforschung und Populations-
statistiken zur geographischen Verteilung von
Merkmalen und Merkmalsänderungen waren
hierfür die probaten Hilfsmittel. Hierzu lieferte
wiederum Nikolaj Timoféeff-Ressovsky Argu-
mente auf höchstem wissenschaftlichen Ni-
veau, indem er die Belastung der menschlichen
Population durch eine Reihe von dominanten
Erbleiden betonte.53 Aufgrund einer fehlenden
Auslese durch die Zivilisation musste die Belas-
tung bei menschlichen Populationen erheblich
größer sein als bei anderen frei lebenden Popu-
lationen. Zur rassenhygienischen Kontrolle und
zum besseren Verständnis der ätiologischen
und genetischen Klassifikation gewisser Erb-
krankheiten forderte er, dass die geographi-
sche Verbreitung heterozygoter Erbträger ana-
lysiert werden solle. In der Hand der damaligen
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nicht durchweg möglich ist, gibt der Gesichts-
punkt des Gesetzgebers, daß nicht die Erblich-
keit, sondern die Nichterblichkeit zu beweisen
ist, die Gewähr für eine möglichst schnelle Aus-
merzung der Krankheitsanlagen.“58
In dieses Bemühen, auch die Träger „minder-
wertigen“ Erbgutes zu ermitteln, ordnet sich
das am Institut durchgeführte Forschungspro-
gramm zu der Frage ein, ob Asozialität vererbt
werden könne. Kranz war einer der prominen-
testen Vertreter der Rassenhygiene im Deut-
schen Reich, die die Erbprognose des Sozial-
verhaltens mit Hilfe statistischer Methoden pa-
rallel zu der empirischen Erbprognose bei neu-
rologisch-psychiatrischen Erkrankungen etab-
lieren wollten. Auf der Basis sekundär ermittel-
ter Daten sollte unter Auswertung der an-
gelegten Erbkartei der jeweilige soziale Be-
lastungsgrad ermittelt werden. Die Erblichkeit
der Asozialität wurde aus den registrierten
Daten zum Sozial- und „Fortpflanzungsverhal-
ten“ geschlossen. Dieser Belastungsgrad sollte
– neben der körperlichen Untersuchung – die
Einordnung von Personen in die Gruppe der
„Gemeinschaftsunfähigen“ gestatten. Ausge-
führt hatten dies Kranz und der Biostatistiker
Siegfried Koller in ihrem gleichnamigen mehr-
bändigen Werk, das in Gießen zwischen 1939
und 1941 erschien. Darin wurden die Gemein-
schaftsunfähigen als Gruppe definiert, deren
Mitglieder voraussichtlich nicht die Mindestan-
forderungen der Volksgemeinschaft in persön-
licher, rassischer und völkischer Hinsicht erfül-
len könnten. In einem Gutachten zu den wis-
senschaftlichen Leistungen von Prof. Kranz
heißt es: „In einem grösseren geographischen
Bezirk wurden die innerhalb eines bestimmten
Zeitabschnittes auffällig gewordenen Kriminel-
len und Asozialen erfasst und mit ihren Sippen
ermittelt. Anhand der Berichte von Polizeimel-
deämtern, Bürgermeistereien[,] Wohlfahrts[-]
und Jugendämtern usw. wurde über jede Per-
son eine soziale Diagnose gestellt. Dieses Ma-
terial würde [wurde] dann nach den statisti-
schen Methoden der empirischen Erbprognose
bearbeitet und ausgewertet. Durch diese Un-
tersuchung wurde eine wichtige praktische Un-
terlage für eine rassenhygienische Lösung des
asozialen Problems gegeben, in dem aus den
sozialpolitischen Kontrolleure, d.h. der Ge-
sundheitsfunktionäre des rassistischen natio-
nalsozialistischen Deutschlands, bedeutete die
Übertragung evolutionär-genetischer Grund-
einsichten auf praktisch zu lösende Probleme
im Rahmen einer gesteuerten Bevölkerungspo-
litik eine erhebliche Gefahr für Menschen, die
in den Dunstkreis auffällig gewordener Perso-
nen kamen. Oberstes Prinzip in der nationalso-
zialistischen Erbpflege war bekanntlich der
Nutzen für die Volksgemeinschaft, dem indivi-
duelle Ansprüche, z.B. auf körperliche Unver-
sehrtheit, per Gesetz oder durch eine weitge-
hende Interpretation der dahin auslegbaren
Gesetzestexte geopfert wurden.54
Auch das Institut für Erb- und Rassenpflege
unter Kranz beschäftigte sich theoretisch mit
den Grundlagen bevölkerungspolitischer Fra-
gen: Siegfried Koller (1908–1998),55 ab 1931
Vorstand der Statistischen Abteilung des W.
Kerckhoff-Instituts in Bad Nauheim, ab 11. 7.
1940 Leiter der Erbstatistischen Abteilung des
Instituts für Erb- und Rassenpflege in Gießen,
errechnete anhand mathematischer Modelle,
wie sich ein Fortpflanzungsverbot der „Erbbe-
lasteten“ (nach Geburt eines kranken Kindes)
auf die Abnahme der Krankheitshäufigkeit in
der Population auswirken könne und propa-
gierte sogar „in bestimmten, besonders ge-
fährlichen Gruppen vielleicht sogar Unfrucht-
barmachung“.56 Koller bezweifelte die Wirk-
samkeit des Gesetzes zur Verhütung erbkran-
ken Nachwuchses, insofern der große, erblich
zwar belastete, doch nicht erkrankte Proban-
denkreis nur ungenügend in die eugenische
Planung (Zwangssterilisationen) einbezogen
werde.57 Eine gewisse Chance, dass das Gesetz
deutliche Auswirkungen zeigen könnte, sah
Koller allerdings als gegeben an, da in Zwei-
felsfällen prinzipiell von der Erblichkeit einer Er-
krankung auszugehen sei, wenngleich die me-
dizinische Forschung noch gar nicht in der Lage
sei, eine klare Trennung von klinisch manifes-
ten erblichen und klinisch manifesten nicht-erb-
lichen Erkrankungen zu vollziehen. In seiner in
Gießen angefertigten Habilitationsschrift „Die
Auslesevorgänge im Kampf gegen die Erb-
krankheiten“ aus dem Jahr 1935 schrieb er:
„Solange aber die klinische Trennung noch
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Befunden hervorgeht, wie bedeutungsvoll die
Erblichkeit unter den Ursachen des Asozialwer-
dens ist.“59
Der Bezug des Asozialenproblems zur „Zigeu-
ner-“ und Rassenforschung wird durch einige
am Institut angefertigte Arbeiten deutlich. Die
Studien von Kranz60 und die seines Mitarbeiters
Otto Finger61 stützten damit die von dem 
Tübinger Rassentheoretiker Robert Ritter
(1901–1951) spätestens seit 1934 gezogene
Verbindung zwischen der Asozialen-, Kriminel-
len- und „Zigeunerfrage“: Ritters breit ange-
legte genealogische Familien- und Verwand-
tenforschung zielte in Parallele zu den Gieße-
ner Arbeiten auf eine historische sowie – hier-
durch erst ermöglichte – aktuelle Identifikation
von asozialen Personen und „Zigeunermisch-
lingen“.62 „Zigeunermischlinge“ erschienen
wegen der Infiltration in die nichtzigeunerische
Bevölkerung eine viel größere Gefahr für den
„Volkskörper“ als reine „Zigeuner“. Die Ergeb-
nisse seiner Forschungen zu den Auswirkungen
der Mischlingspopulation auf die württember-
gische Bevölkerung trug Robert Ritter im
Herbst 1934 auf dem südwestdeutschen Psy-
chiater-Kongress in Gießen vor.63 Der ebenfalls
in der Asozialenforschung tätige Psychiater
Hermann Hoffmann (1933 bis 1936 in Gießen,
zuvor und danach in Tübingen) beurteilte die
Untersuchungen seines ehemaligen Kollegen
Ritter64 als „in ihrer Art einzigartig und uner-
reicht“.65 Ritter konnte seine Forschungen,
nachdem sie auch dem Reichsausschuss für
Volksgesundheitsdienst und dem Reichsge-
sundheitsamt bekannt wurden, 1936 in der
„Rassenhygienischen und bevölkerungspoliti-
schen Forschungsstelle beim Reichsgesund-
heitsamt“ in Berlin fortsetzen. Als praktische
Folgerungen hatte Ritter den Ausschluss der
„Zigeunermischlinge“ von der Fortpflanzung
gefordert – beispielsweise durch Asylierung.
Auch in Gießen gipfelten die Untersuchungen
des Doktoranden Otto Finger, der sich im Titel
seiner Arbeit explizit auf „Zigeunermischlings-
sippen“ bezogen hatte, in derartige Forderun-
gen. Kranz hob 1937 in dem Referat über die
Dissertation Fingers hervor, der Bearbeiter habe
mit seiner Untersuchung einen „Beitrag zu der
von staatlicher Seite geplanten Lösung der Zi-
geunerfrage“ geliefert. Denn es sei nicht nur
die Asozialität einzelner Individuen, sondern
die der gesamten Sippe festgestellt worden,
insofern man in der Untersuchung bei der „Ge-
genüberstellung der Asozialen-Anteile inner-
halb der drei Generationen ... kein merkliches
Abnehmen des asozialen Sippencharakters“
habe erkennen können.66 Die Vorschläge des
Doktoranden betrafen deshalb auch die Aus-
weitung vorbeugender staatlicher Maßnah-
men, die die Fortpflanzung unterbinden soll-
ten: „Es ist aber notwendig, sich angesichts
dieser Ergebnisse einmal darüber klar zu wer-
den, ob die gegenwärtigen gesetzlichen Hand-
haben auf erbgesundheitlichem, strafrechtli-
chem, sozialfürsorgerischem und rassenpoliti-
schem Gebiet geeignet und ausreichend sind
[...]. Unsere Forderung gipfelt, in kritischer
Wertung der bestehenden gesetzlichen Mög-
lichkeiten, in der erweiterten Anwendung der
Sicherungsverwahrung oder einer ähnlichen
Form der Asylierung unverbesserlicher Gesell-
schaftsfeinde, wenn die Gesamtwürdigung
ihrer Verhaltensweise und ihrer biologischen
Bedingtheiten ergibt, daß diese Verhaltenswei-
se Ausdruck eines asozialen Charakters und
damit einer nach den Gesichtspunkten völki-
schen Interesses untauglichen Erbanlage dar-
stellt.“67
Ritters Arbeiten in Berlin dienten allerdings un-
mittelbar der erbbiologischen Klassifizierung
von „Zigeunern“, „Zigeunermischlingen“ und
„zigeunerischen“ Personen und der Suche
nach praktischen Lösungen, die neben der Ste-
rilisation auch die Forderung der Isolierung der
erfassten Personen in Lager vorsahen.68 Letzter
Schritt innerhalb dieses Lösungskonzeptes war
der – schließlich zur systematischen Vernich-
tung der „Zigeuner“ führende – Befehl Hein-
rich Himmlers vom 16. 12. 1942, nach wel-
chem „Zigeunermischlinge“, „Rom-Zigeuner“,
„zigeunerische Personen“69 in ein Konzentrati-
onslager zu deportieren waren; für die Unter-
bringung war ein gesondertes Areal in Ausch-
witz vorgesehen. Nach dem Erlass eines ent-
sprechenden Ausführungsbefehls vom 29. 1.
1943, der an die örtlichen Kriminalpolizeistel-
len und -leitstellen erging, wurden auch in
Gießen am 16. 3. 1943 – unter Bezug auf die-
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Mendel-Genetik gegeben und zugleich im Prin-
zip die Unveränderbarkeit des Erbgutes in
einem durchmischten Volk aufgezeigt (Baur).
Die Zukunft eines durch Rassenmischung ge-
prägten Volkes sei durch seine genetischen An-
lagen bestimmt. Selektive eliminierende oder
auf der anderen Seite positiv stützende Maß-
nahmen zur Förderung der „wertvolleren“
(Lenz)76 nordischen Rassenanteile des deut-
schen „Volkskörpers“ waren deshalb die Mittel
zu seiner Optimierung. Allerdings war – ohne
diese Korrekturen – Degeneration und Entar-
tung zu befürchten: Es herrsche aufgrund der
Sozialsysteme in modernen Zivilisationen und
aufgrund der Begünstigung von „untüchti-
gem“ Erbgut, die durch eine erhöhte Frucht-
barkeit der „untüchtigen“ Elemente zustande
komme, ein mangelnder Selektionsdruck. Ein
Zurückdrängen der „wertvolleren“ Rassenele-
mente gegenüber anderen bedeutete also eine
Verschlechterung des allgemeinen Erbgutes
und wurde zur Schicksalsfrage erklärt. Hieraus
legitimierten sich die eugenischen Maßnahmen
des Staates, obwohl es durchaus ernstzuneh-
mende Kritik seitens der internationalen gene-
tischen Forschung, der Sozialforschung  und
der Anthropologie an den Grundlagen und
praktischen eugenischen Folgerungen gab.77
Allerdings stand auch die Frage, welchen Stel-
lenwert die Beeinflussung der Erbanlagen
durch Mutationen zur Änderung der geneti-
schen Ausstattung einer „Rasse“ haben könn-
te, im Raum,78 sowohl im positiven Sinne zur
Erzeugung von Züchtungserfolgen als auch im
negativen – selektiven – Sinne. Nach den Erfol-
gen des amerikanischen Genetikers Hermann
Josef Muller in den 20er Jahren waren die Mu-
tationsforschungen mit Hilfe von Bestrahlun-
gen intensiviert worden. Muller hatte mittels
Röntgenstrahlen bei der Taufliege Drosophila
künstlich Mutationen erzeugen können. Die
sich daran anschließenden Hoffnungen, in der
Pflanzenzüchtung mit Mutationen auch er-
wünschte Eigenschaften hervorbringen zu kön-
nen, erfüllten sich indes zunächst nicht.79 Po-
pulationsgenetische Experimente hatten dage-
gen in den folgenden Jahren definitiv zeigen
können, dass eine Veränderung der Erbanlagen
einer Population nur durch zufällige Mutatio-
sen Erlass – 10 durch rassenbiologische Gut-
achten als „Zigeunermischlinge“ gekennzeich-
nete Personen „auf unbestimmte Zeit in ein Ar-
beitslager überführt.“70 Die Deportationsliste
führte auch Kleinkinder mit den Geburtsdaten
von 1941 und 1942 auf.71 Ab März 1943 ge-
langten üblicherweise die Transporte mit den
nach dem zitierten Erlass ausgewählten „zi-
geunerischen“ Personen direkt in das „Zigeu-
nerlager“ in Auschwitz, in dem bald extrem
schlechte Gesundheitsverhältnisse herrschten.
Im August 1944 wurde das „Zigeunerlager“
geräumt und die überlebenden „Zigeuner“
durch Gas ermordet.72 Die Zahl der insgesamt
durch das nationalsozialistische Regime ermor-
deten „Zigeuner“ und „Zigeunermischlinge“
lässt sich nicht genau bestimmen. Schätzungen
gehen von einer Zahl von ca. 500 000 aus. Je-
doch allein von den 20 000 bis 25 000 in
Deutschland am Anfang des Krieges als „Zi-
geuner“ oder „Zigeunermischlinge“ stigmati-
sierten Menschen wurden mindestens 15 000
ermordet.
Die Arbeiten von Kranz und Finger wurden
auch von Robert Ritter rezipiert.73 Hieran bzw.
an den personellen Verknüpfungen (Hoff-
mann, Ritter, Kranz, Koller) kann gezeigt wer-
den, dass die Arbeiten des Gießener Instituts
für Erb- und Rassenpflege nicht jenseits des da-
maligen Standards der Wissenschaften ange-
siedelt waren, sondern sich im Rahmen von
reichsweiten Forschungsansätzen bewegten.
Sie waren Teil der nationalsozialistischen Bevöl-
kerungspolitik, die sich auf ein in weiten – auch
wissenschaftlichen – Kreisen akzeptiertes ras-
senhygienisches Paradigma stützen konnte.
Experimentelle Forschung 
im Dienst der Rassenhygiene
Mit dem seit 1921 in mehreren Auflagen her-
ausgegebenen Standardwerk von Baur, Fischer,
Lenz „Grundriß der Menschlichen Erblichkeits-
lehre und Rassenhygiene“ war die wissen-
schaftliche Basis formuliert, auf der das eu-
genisch-rassenhygienische Konzept des Natio-
nalsozialismus aufbaute:74 In diesem Werk, das
international den neuesten Forschungsstand
präsentierte,75 wurden eine Einführung in die
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nen und durch populationsdynamische Prozes-
se (räumliche und zahlenmäßige Ausdehnung
einer Population) zustande komme, während-
dessen (Fortpflanzungs-)Isolation und Selek-
tion die richtenden Bedingungen stellten.80
Damit waren einerseits Vorstellungen über die
gezielte Änderung der Erbanlagen aus dem
Blickfeld gerückt, andererseits konnte die 
Bedeutung selektiver Maßnahmen in einer 
eugenisch ausgerichteten Bevölkerungspolitik
neu begründet werden.
Kranz selbst beschäftigte sich von der Grün-
dung seines Institutes an ebenfalls mit
grundsätzlichen Fragestellungen. Seine experi-
mentellen Untersuchungen zur potentiellen
Schädigung der Keimdrüsen durch Genussgifte
und zur Frage, ob hierdurch Mutationen er-
zeugt werden könnten, stehen im Kontext der
Begründungsversuche bevölkerungspolitischer
bzw. rassenhygienischer Maßnahmen des na-
tionalsozialistischen Staates. Seit Oktober 1934
verfolgte Kranz ein zunächst mit Mitteln der
Kerckhoff-Stiftung finanziertes Projekt zur
„Feststellung der Einwirkung von Morphium
und Cocain auf die Keimdrüsen bei Mäusen
und auf die Nachkommenschaft“. Mehrfach
und natürlich vor dem Hintergrund der Gelder-
kürzungen erwähnte Kranz in seinen Schreiben
an die dann fördernde Deutsche Forschungs-
gemeinschaft (DFG), dass seine Arbeiten als
rassenhygienisch und volksgesundheitlich be-
deutsam angesehen werden müssten: „Die
praktische rassenhygienische Bedeutung mei-
ner Versuche dürfte ohne weiteres klar sein“.81
Auch im Rassenpolitischen Amt [der NSDAP],
Reichsleitung, wurden einem Schreiben von
Kranz zufolge die experimentellen Versuche
„wärmstens befürwortet“.82 Sehr wahrschein-
lich ging es Kranz zunächst um die Abschät-
zung der erbschädigenden Wirkung von Ge-
nussgiften und – zur Fortpflanzungskontrolle –
um entsprechende Präzisierungen bestehender
erbpflegerischer Gesetze (Gesetz zum Schutze
der Erbgesundheit des deutschen Volkes, Ge-
setz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses)
bzw. um die Ausweitung auf die betroffenen
Personenkreise und deren Familien.
Bereits im ersten Antrag zur Übernahme der
Förderung durch die DFG begründete Kranz
sein Forschungsprogramm jedoch wie folgt:
„Festgestellt soll u.a. werden, ob Morphium
und Kokain schädigend auf die Keimdrüsen
wirkt und ob sich durch diese Mittel Mutationen
hervorbringen lassen“. Damit ordnete Kranz
sein Projekt in die reichsweiten Anstrengungen
zur Untersuchung der Frage ein, ob und inwie-
fern eine Änderung des Erbgutes durch äußere
Faktoren möglich sei. Es ging Kranz also ver-
mutlich auch um das reichsweit in verschiede-
nen Forschungsprojekten bearbeitete Problem,
ob es überhaupt eine bedeutungsrelevante Ein-
flussmöglichkeit auf die Veränderung des Erb-
gutes geben könne. Implizit verbunden war
damit die Frage, welchen Stellenwert Mutatio-
nen für die genetische Entwicklung einer Popu-
lation haben könnten. Die experimentellen Ar-
beiten83 von Kranz wurden 1935 auf Initiative
der DFG zunächst eingebunden in die unter Lei-
tung des Göttinger Zoologen Professor Alfred
Kühn stehende Arbeitsgemeinschaft zu „For-
schungen über Erbschädigung durch Röntgen-
strahlen auf den Tierorganismus, auf Ei und Sa-
menzellen und die Entwicklung“.84 In einer po-
sitiven Stellungnahme vom 13. 5. 1935 be-
merkte Kühn, dass die Mitarbeit von Kranz
durchaus erwünscht sei, obwohl schon inner-
halb der Arbeitsgemeinschaft chemische Beein-
flussungsversuche stattgefunden hätten. Kühn
beurteilte die Versuche, wie sie auch von Kranz
vorgenommen wurden, als „an sich außeror-
dentlich wichtig. Die Frage, ob durch solche Ein-
wirkungen, insbesondere durch Stoffe wie Al-
kohol, Morphium und Kokain Erbänderungen
erzeugt werden können, ist bisher durchaus un-
klar. Selbst die viele Jahre in ganz großem Maß-
stab durchgeführten Versuche von Fräulein Dr.
Bluhm sind über Wahrscheinlichkeiten nicht hin-
auszubringen gewesen“.
Nach der Aussage Kühns war der Arbeitsge-
meinschaft unter seiner Leitung auch die Auf-
gabe gestellt worden, nach chemischen erb-
schädigenden Wirkungen zu suchen. Während
die erfolgreiche Strahlengenetik weitläufig dis-
kutiert wurde, sind die Arbeiten zu solchen den
Keim schädigenden Wirkungen von Chemikali-
en und Genussgiften insgesamt bzw. innerhalb
des „grossen Arbeitsplanes“85 auch im zeit-
genössischen Kontext weniger beachtet. Die Ar-
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Die Karriere von H. W. Kranz verlief bis 194589
recht erfolgreich: Von Oktober 1939 bis No-
vember 1942 war er Rektor der Gießener Lud-
wigs-Universität; zum 1. 12. 1942 übernahm er
das Frankfurter Institut für Erbbiologie und Ras-
senhygiene und wurde 1945 noch Rektor der
Frankfurter Universität. Der Erfolg seiner wis-
senschaftlichen Laufbahn in Gießen lässt sich
darauf zurückführen, dass es durchaus den
hochschul- und gesundheitspolitischen Interes-
sen einflussreicher Fakultätsmitglieder ent-
sprach, die von Kranz vertretene Erb- und Ras-
senpflege im universitären Lehr- und For-
schungsspektrum zu fördern. Zu verschiedenen
Zeitpunkten wäre es durchaus möglich gewe-
sen, sich zurückhaltender zu zeigen und damit
die Einrichtung eines Lehrstuhles und die Ein-
gliederung des Institutes in die Fakultät zu ver-
hindern. Die Einrichtung eines Lehrstuhls er-
folgte zeitlich gesehen weit vor entsprechen-
den Einrichtungen an anderen Universitäten,90
einige wenige Universitäten – so wie die Uni-
versität in Marburg – verfügten über keinen ei-
genen Lehrstuhl für Rassenhygiene. Prüfungen
im Fach Rassenhygiene hätte auch der in die-
sem Bereich ebenfalls – freiwillig – engagierte
Extraordinarius am Gießener Hygieneinstitut,
Heinrich Kliewe, durchführen können. Die Vor-
gänge in Gießen zeigen, wie aus einer spezifi-
schen Konstellation von 1. bereits vollzogenen
Anpassungsleistungen, 2. gezielten Aktivitäten
von Seiten Kranz’ und interessierter Fakultäts-
kollegen sowie 3. einer – als bedrohlich emp-
fundenen – Verschlechterung der Gesamtsitua-
tion der Universität eine Eigendynamik ent-
stand, die zwar im Allgemeinen nicht uner-
wünscht war, der man aber auch nur schwer
entgegenwirken konnte.
Anmerkungen
1 Schreiben Reinweins vom 15. 3. 1957. Universitätsar-
chiv Gießen (im Folgenden UAG), Dekanat Humanmedi-
zin, 2. Lieferung, Walther Schultze. Reinwein bezieht
sich hier auf „Angriffe“, die  Kranz in einer Rede am 29.
1. 1938 bei der Reichsgründungsfeier der Ludwigs-Uni-
versität gegen die Wissenschaftler der Universität gerich-
tet hatte. Vgl. Dalchow, Stephan: Die Entwicklung der
nationalsozialistischen Erb- und Rassenpflege an der Me-
dizinischen Fakultät der Ludwigs-Universität Gießen.
Gießen 1998 (= Arbeiten zur Geschichte der Medizin in
beiten von Kranz wurden im weiteren Verlauf
auch als nicht förderungswürdig eingeschätzt.
Kranz selbst bemühte sich allerdings noch bis
1937 um eine Fortführung der Experimente. In
einem Bericht an die DFG, den Kranz 1936 über
sein Forschungsvorhaben verfasste, heißt es:
„Die histologische Untersuchung der Keimdrü-
sen ist bei einem sehr großen Teil der Ausgangs-
tiere bereits durchgeführt. Nach den bisher er-
folgten Untersuchungen konnte ein eindeutiges
Ergebnis im Sinne einer Schädigung der Ge-
schlechtsdrüsen durch Gifteinwirkung nicht er-
zielt werden. Nach einem vor einiger Zeit vorge-
nommenen groben Überblick über die Nach-
kommenschaft behandelter Tiere schien eine re-
lativ höhere Sterilität bei den behandelten als
bei den unbehandelten Tieren festzustellen zu
sein. ... Zum Schluß möchte ich noch bemerken,
dass die nebenher laufenden Cocain-Versuche
nach den von mir gemachten Erfahrungen aus-
sichtsreicher zu sein scheinen“.86 Das erneute
Gutachten, das Alfred Kühn am 7. April 1937
für die DFG über die Versuche von Kranz erstell-
te, war jedoch negativ: „Bei Versuchen, wie sie
Herr Dr. Kranz durchführt, ist die Erwartung,
dass grobsichtbare Mutationen erfasst werden,
sehr klein. Die weißen Mäuse sind hierzu von
vorneherein recht ungeeignet, da sämtliche Fär-
bungs- und Zeichnungsgene, die etwa mutieren
könnten, durch den Albinismus unsichtbar ge-
macht werden. Die Entdeckung von physiolo-
gisch besonders wichtigen Kleinmutationen
setzt eine wägende und messende Untersu-
chung einer sehr großen Nachkommenschaft
aus Inzuchtstämmen als Versuchs- und Ver-
gleichstieren voraus, deren physiologische Ei-
genschaften ganz genau bekannt sind“. Er
schlug vor, Kranz einen Teil des Geldes für ein
weiteres halbes Jahr zu bewilligen: „Bis zum Ab-
lauf dieser Zeit wird ein Urteil zu gewinnen sein,
wie weit innerhalb des Gesamtarbeitsplanes der
Kommission diese Versuche noch aussichtsreich
erscheinen“.87 Im Dezember 1937 forderte
Kranz nochmals Gelder aus dem Rechnungsjahr
1937 an. Im Juli wurde ihm jedoch mitgeteilt,
dass aufgrund von Etatkürzungen lediglich die
Mittel für vorgelegte Aufwendungen noch be-
willigt werden könnten.88 Damit war das experi-
mentelle Projekt von H. W. Kranz beendet.
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Gießen/Hrsg. J. Benedum; Bd. 26), S. 266f. Kranz selbst
hatte die – falsche – Legende genährt, die Universität
habe ihm Schwierigkeiten gemacht, weil er 1928 unter
dem jüdischen Rektorat die Venia legendi niedergelegt
habe. Institut für Zeitgeschichte München (im Folgenden
IFZ), MA 141/7 Nr. 0343310f. und 00343315.
2 UAG, Dekanatsbuch der Medizinischen Fakultät 1932 –
Aug. 1937, Med C 1, Bd. 8 (im Folgenden Dekanats-
buch), Bl. 286.
3 Am 6. 2. 1934 erfolgte beispielsweise die Einladung zu
einem rassenhygienischen Fortbildungskurs vom 17./18.
und 24./25. 2. 1934 in Gießen, der allen Fakultätsmit-
gliedern durch Vervielfältigung bekannt gemacht wurde.
Vgl. Dekanatsbuch (Anm. 2), Bl. 154/155. Den Anträgen
zur Erteilung eines Lehrauftrages an Kranz am 10. 8.
1934 durch die Medizinische Fachschaft waren die Ar-
beiten und Denkschriften von Kranz als Unterlage beige-
fügt. Vgl. ebd., Bl. 172/173. Eine von Kranz erstellte Li-
teraturliste enthält ab 1932 vor allem kleinere propagan-
distische Aufsätze in nationalsozialistisch ausgerichteten
Zeitschriften. Vgl. IFZ, MA 141/7, Nr. 0343317-0343320.
4 UAG, Nr. 373, PrA Nr. 2382: Antrag auf Angliederung
des von Kranz geleiteten Instituts an die Universität.
Schreiben des Dekans, Albert Fischer, Leiter der chirurgi-
schen Universitätsklinik, vom 7. 10. 1935 an die Landes-
regierung: Anlage: Überblick über die Tätigkeit der Abt.
Erbgesundheits- und Rassenpflege, Gießen: „Ich weise
darauf hin, daß wie bereits in einem Antrag vom 14. 3.
1935 dargelegt, die Med. Fakultät die Angliederung des
Instituts von Herrn Dr. Kranz an die Universität auf das
lebhafteste befürwortet und beantragt hat. Die große
und allseitig anerkannte Bedeutung des hier bearbeite-
ten Forschungsgebiets ergibt ohne weiteres die Begrün-
dung für den Antrag der Fakultät.“
5 Kranz versah z.B. im WS 1934/35 einen Lehrauftrag für
Rassenhygiene und Bevölkerungspolitik an der Univer-
sität, er war Beauftragter des Aufklärungsamtes für Be-
völkerungspolitik und Rassenpflege der NSDAP, Gau Hes-
sen-Nassau (später Gauamtsleiter des Rassenpolitischen
Amtes der NSDAP Hessen-Nassau), Leiter der Abteilung
für Erbgesundheit und Rassenpflege der Hessischen Ärz-
tekammer, Bezirksstelle Gießen, Mitglied des hessischen
Ehrengerichts und des Darmstädter Erbgesundheitsober-
gerichts. Vgl. die von Kranz angefertigte Zusammenstel-
lung seiner Ämter in: Bundesarchiv (im Folgenden BArch)
Außenstelle Dahlwitz-Hoppegarten, ZB II 1870 A. 9 Akte
Kranz; vgl. auch BArch Berlin (ehem. BDC), Kranz, Hein-
rich Wilhelm 30. 6. 1897, Wi. Kranz war Amtsleiter der
KVD (Gießen) und zunächst 2., dann 1. Vorsitzender der
Hess. Ärztekammer, Bezirksstelle Gießen.
6 Vgl. ebd. Angaben von Kranz.
7 Vgl. hierzu auch Chroust, Peter: Gießener Universität
und Faschismus. Studenten und Hochschullehrer
1918–1945. Band 1 und 2. Münster 1994, Bd. 1, S. 202.
Solche Bestandsaufnahmen gab es auch im Thüringi-
schen Amt für Rassewesen, das die zentrale Landes-
behörde auf den Gebieten der Bevölkerungspolitik und
der Erb- und Rassenpflege war. Unter der Präsidentschaft
Karl Astels, zugleich Leiter des staatlichen Gesundheits-
und Wohlfahrtswesens im Thüringischen Ministerium
des Inneren und ab 1934 Ordinarius an der Universität
Jena für „Menschliche Erbforschung und Rassenpolitik“,
waren Ende Dezember über 300 000 Personen in dem
erbbiologischen Archiv erfasst. Vgl. Weingart, Peter;
Kroll, Jürgen; Bayer, Kurt: Rasse, Blut und Gene. Ge-
schichte der Eugenik und Rassenhygiene in Deutschland.
Frankfurt 1988, S. 446. Kranz orientierte sich in der
Struktur der von ihm in Gießen verwandten Sippschafts-
tafeln an dem von Astel eingeführten Vorbild.
8 Zur Biographie Kuhns vgl. Dalchow (Anm. 1).
9 Vgl. Dekanatsbuch (Anm. 2) Bl. 172/173, Bl. 174/175;
Bl. 200/201. Die Arbeiten von Kranz bildeten für diese
Anträge die Grundlage.
10 Duken trat 1934 in die SS ein und war ab 1939 Ober-
sturmführer. Als Leiter des Lehramts für politische Erzie-
hung sollte er den Studenten die „wissenschaftlichen
Gedankengüter [vermitteln] ... , die enge Beziehungen
zu den Grundlagen des Nationalsozialismus besitzen“.
Staatsarchiv Würzburg, Archiv der Reichsstudenten-
führung, RSF II 217, maschinenschriftlicher Bericht über
die Einweihung des „Lehramtes“ am 6. 12. 1933. Zu Du-
kens Beteiligung an der „Kindereuthanasie“ in Heidel-
berg vgl. Hohendorf, Gerrit; Rotzoll, Maike: „Kindereu-
thanasie“ in Heidelberg. In: Thomas Beddies, Kristina
Hübener (Hg.): Kinder in der NS-Psychiatrie. Berlin-Bran-
denburg 2004, S. 125–148.
11 Vgl. Dekanatsbuch (Anm. 2), Bl. 176/177.
12 Vgl. Jacobi, Helga; Chroust, Peter; Hamann, Matthias:
Aeskulap & Hakenkreuz. Zur Geschichte der Medizini-
schen Fakultät in Gießen zwischen 1933 und 1945, 2.
Aufl., Frankfurt 1989, S.143 ff.
13 Vgl. Dalchow (Anm. 1), S. 188.
14 Vgl. ebd.
15 Die Ernennung von Kranz zum Rektor der Universität
1939 erfolgte schließlich sogar gegen den Wunsch der
Gesamtuniversität vor allem auf Betreiben von Sprenger.
Vgl. BArch, ZB II 1870 A.9 (Anm. 5). Die medizinische Fa-
kultät hingegen befürwortete ein Rektorat unter Kranz.
Vgl. Fakultätssitzung vom 21. 7. 1939 (UAG, Protokolle
der Fakultätssitzungen – Dekanat Humanmedizin, 1. Ak-
tenabgabe, Karton 41 (1903, 1933–1952).
16 Die Professoren Philaletes Kuhn, Rudolf Theodor Edler
v. Jaschke, Adolf Jess, Alfred Brüggemann, Hellmuth Be-
cher.
17 Die Professoren Walther Schultze, Johann Duken, Her-
mann Hoffmann, Albert Wilhelm Fischer, Helmuth Rein-
wein, Wolfgang Riehm (Nachfolge Jess), Adolf Seiser
(Nachfolge Kuhn).
18 Vgl. Begrüßung der nach der Universitätsverfassung
[seit Oktober 1933] neu hinzugetretenen Mitglieder am
3. 11. 1933. Dekanatsbuch (Anm. 2), Bl. 142/143. Die
Aufwertung des wissenschaftlichen Nachwuchses ge-
hört zur nationalsozialistischen Hochschulpolitik. Vgl.
Grüttner, Michael: Die deutschen Universitäten unter
dem Hakenkreuz. In: Connelly, John; Grüttner, Michael
(Hg.): Zwischen Autonomie und Anpassung: Universitä-
ten in den Diktaturen des 20. Jahrhunderts. Paderborn
2003, S. 67–100, hier S. 79f.
19 Von 30 Privatdozenten, die zwischen 1933 und 1945
an der medizinischen Fakultät Gießen waren (nicht ein-
gerechnet ist der aus dem Dienst entlassene Alfred
Storch), gehörte nur einer nicht der NSDAP an, 23 waren
Mitglied in der SA, fünf in der SS.
20 Es schieden insgesamt 7 Ärzte an den Universitätskli-
niken aus rassischen bzw. politischen Gründen nach
1933 aus dem Dienst aus.
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zung am 19. 8. 1934; Bl. 196/197: Die Kliniken sollen Dr.
Kranz benachrichtigen, wenn einschlägige Fälle vorhan-
den sind, Dr. Kranz will dann selbst die Befunde von sei-
nem Institut aufnehmen lassen. Bl. 251: Fakultätssitzung
am 28. 1. 1935:  [Rückseite:]. Meldung der Kranken mit
Erkrankungen der Drüsen mit innerer Sekretion an Herrn
Kranz.
29 Bereits am 13. 2. 1935 hatte es in der Fakultät eine
Diskussion über die Errichtung eines Instituts für Rassen-
hygiene gegeben, in welcher der Pädiater, Professor
Duken ausführte, dass ein Universitätsinstitut deshalb
nötig sei, da „einem Staatsinstitut Akten ausgehändigt
werden müssen, einem Parteiinstitut nicht.“ (Dekanats-
buch, Anm. 2, Bl. 253).
30 Kranz verwandte selbst dieses Argument in allgemei-
ner Form in seinem Schreiben an die Hessische Landes-
regierung vom 5. 3. 1937: „Die Amtsleitung ... ermög-
licht ... eine ebenso enge wie maßgebliche Zusammen-
arbeit mit der gesamten Ärzteschaft, die für meine
zukünftige praktische rassen-hygienische Arbeit in Hes-
sen von besonders großer Bedeutung ist. Außerdem ist
mit dieser Amtsführung die Leitung der Gutachterstelle
für Schwangerschaftsunterbrechungen für die Provinz
Oberhessen verbunden, die eine sehr bedeutsame prak-
tische rassenhygienische Tätigkeit darstellt.“ BArch, ZB II
1870 A. 9 (Anm. 5).
31 Ebd., der Dermatologe W. Schultze schrieb am 19. 10.
1937: „Im Interesse einer gedeihlichen Zusammenarbeit
zwischen Ärztekammer und KVD ist es notwendig, dass
Herr Prof. Kranz den Vorsitz der Ärztekammer und Amts-
leitung der KVD, Bezirksstelle Gießen, weiterführt. Die
Persönlichkeit von Dr. Kranz gibt die Gewähr dafür, dass
speziell mit den Universitätskliniken der Verkehr sich rei-
bungslos abwickeln wird.“ Ebd.
32 Aus dem Schreiben Reinweins an den Dekan, 21. 10.
1937. Ebd.
33 Vgl. das Werk „Die Gemeinschaftsunfähigen“, das
Kranz zusammen mit Siegfried Koller (nur Mitautor von
Bd. 2 und 3) veröffentlicht hatte; es erhielt als erste Ar-
beit von Kranz breitere Resonanz in der Fachwelt. Der
profilierte NS-Rassenhygieniker Fritz Lenz lobte offenbar
das Werk, während Verschuer sich eher zurückhaltend
äußerte. Vgl. zusammenfassende Beurteilung von Guth-
mann in BArch (Anm. 5), ZB II 1870 A. 9. Zur Einschät-
zung der Arbeit Kollers vgl. UAG, Med 8 (K): Schreiben
des komm. Dekan Fischer an Rektor vom 20. 3. 1937:
„Es liegt uns sehr daran, Herrn Dr. Koller durch die Ertei-
lung des Lehrauftrages an unsere Fakultät zu binden, da
seine Arbeiten von geradezu überragender Bedeutung
sind.“
34 UAG, Nr. 373, PrA Nr. 2383: Institut für Erb- und Ras-
senpflege – Allgemeines, 1938–1945, Bl. 36: Kranz an
Reichsstatthalter vom 15. 2. 1941: „... Die gleichgearte-
ten Institute an anderen Universitäten gelten ebenfalls
als Erbkliniken und werden seit langer Zeit verwaltungs-
technisch von den dortigen Kliniken geführt.“ Antrag
auf Eingliederung in die Verwaltung der klinischen Uni-
versitätsanstalten und damit personell und sachlich in
den Sonderhaushaltsplan der klinischen Univ.-Anstalten.
35 Hinzu kamen noch Abstammungs- und Vaterschafts-
untersuchungen, in denen eine Reihe von metrischen
Merkmalen und Indices verglichen wurden. Vgl. hierzu
Jacobi et al. (Anm. 12), S. 145f.
21 Die Studentenschaft lud zu politischen Abenden ein
(Dekanatsbuch, Anm. 2, Bl. 102/103), die auch von den
Dozenten besucht werden sollten, ebd. Bl. 106/107; es
folgte eine Einladung zur Saarkundgebung, Bl. 114/115
etc. 
22 Ein Interview mit dem Zeitzeugen Prof. W. Schmidt,
Hanau, vom 13. 10. 2003 ergab, dass Professor Feulgen
1933 sehr wahrscheinlich aus Gründen der Einschüchte-
rung sich zu einer Solidaritätskundgebung für Hitler
genötigt sah. Feulgen hatte sich zuvor über Hitler lustig
gemacht und fürchtete vermutlich Denunziationen.
23 Die Bestallungsordnung für Ärzte vom 25. 3. 1936 sah
die Prüfung der Rassenhygiene im Rahmen des Prü-
fungsfaches Hygiene vor, wo ein qualifizierter Fachver-
treter vorhanden sei.
24 Als im Jahr 1934 Gerüchte von einer Schließung der
Universität im Umlauf waren, verfasste der Führer der
Gießener Studentenschaft am 3. 3. 1934 einen Brief an
den Reichsführer der Studentenschaft, in dem es heißt:
„Wir stehen dabei auf dem Standpunkt, dass alle kom-
menden Hochschulreformbestrebungen damit stehen
oder fallen, dass es gelingt einzelne Hochschulen vor-
bildlich im neuen Geiste arbeiten zu lassen und dafür
Sorge zu tragen, dass diese Hochschulen gegenüber an-
deren, die noch absolut im alten Stile weiterarbeiten,
einen besonderen Vorzug geniessen. ... Wir dürfen ...
daran erinnern, dass anlässlich der letzten Medizinerta-
gung im Braunen Haus in München in Gegenwart des
Stellvertreters des Führers eindeutig zum Ausdruck ge-
bracht wurde, dass Giessen und Heidelberg hinsichtlich
ihrer Arbeit auf dem Gebiete der Hochschulreform ein-
zig darsteht [!] ...“ Staatsarchiv Würzburg, RSF I, 03 ϕ,
253/III. 
25 Vgl. UAG, Nr. 313, PrA Nr. 2084: Bericht über die Ge-
samtlage der Universität, 1935–1940, Bl. 96: Zahl der
Studierenden, aufgeschlüsselt nach Fak., zwischen SS 33
und WS 1937/38. Dramatisch war der Rückgang aller-
dings erst zum Sommersemester 1937, als nur noch 186
Studenten in Gießen Medizin studierten, während es im
Wintersemester 1933/1934 noch 480 waren.
26 Schreiben des NSD-Dozentenbundes, Hochschulgrup-
pe Gießen (Prof. Hummel) an Gauleiter vom 29. 2. 1936.
ebd., Bl. 132ff. Bezug genommen wird auf die konkur-
rierende Situation zu Frankfurt.
27 UAG, Nr. 373, PrA Nr. 2382: Schreiben Hummel an
Reichsstatthalter vom 6. 2. 1935.
28 Vgl. die entsprechenden Einträge in das Dekanatsbuch
(Anm.2), Bl. 150/151: 24. 1. 1934 Abt. Erbgesundheits-
und Rassenpflege b. d. Hess. Ärztekammer Dr. H. W.
Kranz Giessen. Von sämtlichen klinisch behandelten Pa-
tienten der Kliniken und Krankenhäuser sollen Sipp-
schaftstafeln aufgestellt werden. Fakultät im Prinzip ein-
verstanden, über die Art der Ausführung weiter Ver-
handlungen notwendig. In Fakultätssitzung vom 26. 1.
1934 Antwort an Dr. Kranz 27. 1. 1934 Kennwort Sipp-
schaftstafeln. Vgl. weiter Bl. 160/161: Dr. Kranz und Dr.
Hoffmann sollen gemeinsam einen entsprechenden Fra-
gebogen erarbeiten (Sippschaftstafeln); Bl. 168/169: 14.
6. 1934 Dr. Kranz gibt eine Aufstellung der für die Sipp-
schaftstafeln vordringlich zu meldenden Krankheiten; Bl.
174/175: 19. 8. 1934 Verfügung des Hess. Staatsminis-
ters über Aufnahme des erbbiologischen Bestandes der
gesamten Bevölkerung. Bekanntgabe in der Fakultätssit-
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36 Auflistung der Aufgabenstellung in BArch, ZB II, 1870
A. 9 (Anm. 5): Folgende Untersuchungen befanden sich
noch in Arbeit (ein Abschluss dieser Arbeiten ist nicht be-
kannt): „Bastarduntersuchungen; Erb- und Umweltein-
fluß bei beruflichen Furchtbarkeitsunterschieden, Unter-
suchungsergebnisse bei einem größeren Material von
farbigen Bastarden. Versuche einer Methode zur Unter-
suchung der Frage nach der Entstehung von Krankheiten
durch Rassenmischung.“
37 Titel der 1938 publizierten Dissertation von Rudolf
Ludwig Martin, UAG, Med. Prom. 1886. In dem Bericht
schreibt Kranz: „Die Arbeit behandelt im Rahmen einer
Anzahl von in letzter Zeit durch mich gestellten Disserta-
tions-Themen das Problem ,Rasse und Verbrechen’ und
ist daher eigentlich auch nur im Rahmen dieser Arbeiten
zu werten. Unter voller Berücksichtigung der Schwierig-
keiten einer sog. ,Rassen-Diagnose’ schlechthin und der
Unmöglichkeit, bei einem relativ kleinen Material allge-
mein gültige Schlüsse zu ziehen, sind die Ergebnisse der
Arbeit immerhin sehr interessant und bemerkenswert:
Die Verbrecher mit vorwiegend ostischen Körpermerk-
malen stellen bei dem untersuchten Material (297 Straf-
gefangene) den weitaus größten Prozentsatz dar, da-
nach folgen die Verbrecher mit vorwiegend westischen
und zum Schluß erst die mit vorwiegend nordischen
bezw. fälischen Rassenmerkmalen.“
38 In Cesare Lombrosos Theorie vom „geborenen Verbre-
cher“ ging es auch um vorbeugende Verbrechens-
bekämpfung und Lombroso versuchte, die Verbrecher-
merkmale (z.B. geringere Schädelkapazität, andere ata-
vistische Zeichen wie fliehende Stirn, Dicke der Schädel-
knochen) als Zeichen einer zurückgebliebenen Entwick-
lungsstufe auf dem Weg zum zivilisierten Menschen zu
betrachten. Zu Lombroso vgl. Gould, Stephen Jay: Der
falsch vermessene Mensch. 3. Aufl. Frankfurt 1999, S.
130–156.
39 Vgl. auch die unter Kranz angefertigte Dissertation
von Friedrich Wehmer: Konstitution und Verbrechen mit
Berücksichtigung sogenannter „Verbrechermerkmale“.
Gießen 1935. Referat Kranz, UAG, Med. Prom. 1786:
„Die Lombrososche Lehre von den Verbrechermerkma-
len konnte an dem untersuchten Material nicht bestätigt
werden.“
40 Vgl. Wagner, Patrick: Volksgemeinschaft ohne Verbre-
cher. Konzeptionen und Praxis der Kriminalpolizei in der
Zeit der Weimarer Republik und des Nationalsozialismus.
Hamburg 1996 (= Hamburger Beiträge zur Sozial- und
Zeitgeschichte , Bd. 34) vor allem für die „Gauner“- und
„Zigeuner“forschung.
41 S. 2.
42 Vgl. Bericht Kranz 1936, UAG, Med. Prom. 1801. Vgl.
für die nachfolgend zitierten Ablehnungen auch ebd.
43 Vgl. S. 35f. der Dissertation von Hans Dauernheim,
Gießen 1937.
44 Wenngleich Johann Kaspar Lavater (Physiognomische
Fragmente, zur Beförderung der Menschenkenntnis und
Menschenliebe, Bd. 1–4. Zürich 1969, Faksimiledruck
nach der Ausg. 1775–1778) seine Abhandlungen zur
Physiognomik nicht mit sozialen Zielsetzungen verband,
sind durchaus auch dort Zusammenhänge von Körper-
merkmalen und Eigenschaften bzw. Vermögen konstru-
iert: Zeitgenössische Vorurteile erscheinen in Verbindung
mit Besonderheiten der „Nationalphysiognomien“.
45 Kranz, H.W.: Zigeuner, wie sie wirklich sind. In: Neues
Volk, Jg. 5, Nov. 1937, S. 21–27.
46 Parallel dazu hatte der Psychiater Hoffmann eine Ha-
bilitationsarbeit initiiert, die sich mit dem Lebenserfolg
von Fürsorgezöglingen befasste; auch hier sollte eine So-
zialprognose unter Einschluss der Erbprognose ermittelt
werden. Vgl. Oehler-Klein, Sigrid: „... als gesunder
Mensch kam ich nach Gießen, krank kam ich wieder
nach Hause ...“. Die Durchsetzung des eugenischen Pro-
gramms der Nationalsozialisten in Gießen – Psychiatri-
sche Universitätsklinik und das Institut für Erb- und Ras-
senpflege 1933–1945. In: Psychiatrie in Gießen – Facet-
ten ihrer Geschichte zwischen Fürsorge und Ausgren-
zung, Forschung und Heilung. Begleitband zur Ausstel-
lung „Vom Wert des Menschen“. Zentrum für soziale
Psychiatrie, Gießen. Hg. v. Uta George et al. (= Histori-
sche Schriftenreihe des Landeswohlfahrtsverbandes Hes-
sen, Quellen und Studien, Bd. 9), 2003, S. 199–249, S.
208f. Eine Zusammenarbeit zwischen Hoffmann und
Kranz ist ab 1934 belegt.
47 Vgl. Kranz, H. W.: Zur Entwicklung der Rassenhygieni-
schen Institute an unseren Hochschulen. In: Ziel und
Weg, Nr. 9, 1939, S. 2 (Sonderdruck).
48 Vgl. Dalchow (Anm. 1), S. 190, der den Gießener An-
zeiger vom 19. 11. 1940 zitiert.
49 Dalchow, ebd., S. 157, zitiert Kranz (1934): „Die Ärz-
teschaft, Lehrerschaft und die Amtswalter der NSDAP
sind bereits erfaßt. Ebenso sind die Kliniken und Kran-
kenhäuser durch die hessische Landesregierung auf Ver-
anlassung der Abteilung verpflichtet, über jeden mit
einer Erbkrankheit behafteten, eingelieferten Patienten
eine Sippschaftstafel anzulegen und der Abteilung ein-
zusenden ... Als besonders dringliche Aufgabe ist die
erbbiologische Erfassung der Fürsorgezöglinge, der Kri-
minellen, der Trinker usw. in Angriff genommen. Ebenso
werden die Zöglinge der Hilfsschulen erfaßt, die Epilep-
tiker und die Insassen der Heil- und Pflegeanstalten.“
50 Siehe das von dieser Abteilung entworfene Formblatt,
z.B. in: Staatsarchiv Darmstadt, G 29 U Nr.1045 und Nr.
894.
51 Vgl. z.B. Staatsarchiv Darmstadt – G 29 U, Nr. 1045.
52 Timoféeff-Ressovsky, Nikolaj V.: Experimentelle Unter-
suchungen der erblichen Belastung von Populationen.
In: Der Erbarzt 1935, 8, S. 117–118; zit. nach Weingart
(Anm. 7), S. 552. Für das Folgende vgl. auch ebd.
53 Vgl. die Darstellung bei Weingart (Anm. 7), S. 551f.
54 Vgl. Oehler-Klein (Anm. 46) für Gießen.
55 Seit Nov. 1940: Anstellung im Hauptamt für Volksge-
sundheit NSDAP Reichsleitung. Stellvertretender Leiter
der Arbeitsgemeinschaft für Medizinalstatistik beim
Reichsgesundheitsführer. 15. 2. 1941: Wechsel nach
Berlin als Leiter des neu gegründeten Biostatistischen In-
stituts der Medizinischen Fakultät. Anfang 1941: Über-
weisung als Dozent an Med. Fakultät Berlin. Leiter des
Biostatistischen Instituts der Universität Berlin, Übernah-
me der Pflichtvorlesung über Bevölkerungspolitik; 1941
Arbeit für das Zentralarchiv für Wehrmedizin, Auswer-
tung von Kranken- und Lazarettakten durch Anlegung
von Lochkarten; Mai 1943: Vertreter von Prof. Lenz für
Med. Staatsexamen in Rassenhygiene; 2. 12. 1944: Er-
nennung zum Extraordinarius (in Berlin); 4. 4. 1945: Er-
nennung zum Ordinarius für Rassenhygiene; 12. 8.
1946: Verhaftung; 6. 10. 1952: Entlassung; 1953–1962:
oehler_klein  17.05.2005  9:23 Uhr  Seite 39
40
70 Stadtarchiv Gießen, L 1363–5. Zur Abschiebung s.
Schreiben vom 16. 3. 1943. Die konkreten rassenbiolo-
gischen Gutachten wurden vermutlich nicht vom Gieße-
ner Institut vorgenommen. Das Schicksal dieser Perso-
nen, ob und wenn ja, wann sie nach Auschwitz kamen
und ob bzw. wann sie dort ermordet wurden, muss noch
recherchiert werden.
71 Vgl. ebd. Eine im November 1942 von der Staatlichen
Kriminalpolizeistelle Darmstadt herausgegebene Liste
von 79 rassenbiologisch untersuchten Personen enthält
allerdings die Namen von 25 „Zigeunermischlingen“.
Deren Namen sind jedoch größtenteils auch in einer wei-
teren „Liste der Juden und Zigeuner“ (Stadtarchiv
Gießen, N 3086) mit dem Vermerk „ZM“ aufgeführt, die
vermutlich schon im Juli 1941 erstellt wurde. Notiert
wurde in der Akte offenbar mit Bezug auf diese Liste: „1.
7. 1941 – 190 Juden, 1. 12. 1942 – 14 Juden“. Zu prü-
fen wäre, ob schon vor dem März 1943 Zigeunermisch-
linge deportiert wurden.
72 Vgl. Dalchow (Anm.1), S. 246.
73 Vgl. ebd., S. 318ff.
74 Vgl. zum Folgenden: Fangerau, Heiner: Das Standard-
werk zur menschlichen Erblichkeitslehre und Rassenhy-
giene von Erwin Baur, Eugen Fischer und Fritz Lenz im
Spiegel der zeitgenössischen Rezensionsliteratur 1921–
1941. Diss. Med. Bochum 2000.
75 Vgl. Weingart (Anm.7), S. 316.
76 Vgl. Fangerau (Anm.74), S. 43.
77 Der amerikanische Genetiker Raymond Pearl hielt die
entsprechenden eugenischen Positionen für das Resultat
einer schlecht begründeten Mischung aus Soziologie,
Ökonomie, Anthropologie und Politik (vgl. Weingart –
Anm. 7, S. 317). Kritisiert wurde die grundlegende sozi-
aldarwinistische Position, nach der Selektion ein proba-
tes Steuerungsmittel in der Bevölkerungspolitik war: Die
Rückführung soziologischer Vorgänge auf angeborene
und erbliche Qualitäten könne nicht exakt vorgenom-
men werden (Max Weber; vgl. ebd., S. 310). Das selekti-
ve oder Zuchtwahlprinzip sei sogar in Botanik und Zoo-
logie umstritten (Ignaz Kaup, vgl. ebd., S. 313). Vorbe-
halte gab es auch hinsichtlich der exakten Erbvoraussa-
ge: Die Anteile der zusammenspielenden Faktoren von
Erbanlagen und Umwelt seien nicht geklärt (Karl Saller,
vgl. ebd. S. 318).
78 Vgl. Satzinger, Helga: Die blauäugige Drosophila –
Ordnung und Zufall als „Faktoren der Evolutionstheo-
rie“ bei Cécile und Oskar Vogt und Elena und Nikolaj
Timoféeff-Ressovsky am Kaiser-Wilhelm-Institut für
Hirnforschung Berlin 1925–1945. In: Rainer Brömer,
Uwe Hoßfeld, Nicolaas A. Rupke (Hg.): Evolutionsbiolo-
gie von Darwin bis heute. Berlin 2000, S. 161–195, hier
S. 170f. Noch Anfang der 30er Jahre konnte man auf-
grund der durch Röntgenstrahlung erzeugten Varian-
ten der Drosophila, die der Mendelschen Analyse zu-
gänglich waren, vermuten, dass die Möglichkeit einer
willkürlichen Veränderbarkeit des Keimplasmas be-
stand. Vgl. auch Susanne Heim: „Die reine Luft der wis-
senschaftlichen Forschung.“ Zum Selbstverständnis der
Wissenschaftler der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft. Er-
gebnisse 7. Vorabdrucke aus dem Forschungspro-
gramm „Geschichte der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft
im Nationalsozialismus“. Hg. von Carola Sachse im
Auftrag der Präsidentenkommission der Max-Planck-
Leiter der Abteilung für Bevölkerungs- und Kulturstati-
stik im Statistischen Bundesamt, daneben Lehraufträge
in Mainz und Heidelberg, 1956: Honorarprofessor in
Mainz, 1963: Ordentlicher Professor in Mainz, Leiter des
neu gegründeten Instituts für medizinische Statistik und
Dokumentation.
56 Koller, Siegfried: Die Auslesevorgänge im Kampf
gegen die Erbkrankheiten. Zitiert nach Jacobi u.a. (Anm.
12 ), S. 158. Zu Koller vgl. auch S. Oehler-Klein (Anm.
46), S. 205f. und 211.
57 Vgl. Koller, Siegfried: Über den Erbgang der Schizo-
phrenie, in: Zeitschrift für die Neurologie und Psychiatrie,
1939, S. 199–228 (Sonderdruck: Dissertation zur Erlan-
gung des Doktorgrades bei der Medizinischen Fakultät.
Gießen 1939; Referent, Prof. Dr. H.W. Kranz, Institut für
Erb- und Rassenpflege). Auch seine Habilitationsschrift
(Die Auslesevorgänge im Kampf gegen die Erbkrankhei-
ten, Zeitschrift für Menschliche Vererbungs- und Konsti-
tutionslehre, Fortsetzung der Zeitschrift für Konstituti-
onslehre, Sonderdruck aus Bd. 19, Heft 3, 1935) befasst
sich thematisch mit den Auswirkungen der eugenischen
Gesetzgebung des NS-Staates.
58 Zitiert nach Jacobi u.a. (Anm. 12), S. 160.
59 BArch (Anm. 5), ZB II 1870 A. 9 Akte Kranz.
60 Kranz, H. W.: Zigeuner, wie sie wirklich sind (Anm. 45).
Vgl. hierzu auch Dalchow, S. 240ff.
61 Finger, Otto: Studien an zwei asozialen Zigeuner-
mischlingssippen. (Ein Beitrag zu Asozialen und Zigeu-
nerfrage). Diss. Med. Gießen 1937; Finger war zugleich
noch Hilfsarzt beim Staatlichen Gesundheitsamt Gießen.
62 Vgl. Zimmermann, Michael: Rassenutopie und Geno-
zid. Die nationalsozialistische „Lösung der Zigeunerfra-
ge“. Hamburg 1996 (= Hamburger Beiträge zur Sozial-
und Zeitgeschichte, Bd. 33), S. 130ff.
63 Abschrift des Gießener Vortrages in BArchiv Koblenz,
R 73/14.005. Vgl. Zimmermann, S. 426, Anm. 417.
64 Ritter war von 1932–1935 Oberarzt in der Jugendab-
teilung der Psychiatrie an der Universität Tübingen; Hoff-
mann war vom 1. 4. 1926–1. 9. 1933 Oberarzt an der
Universitätsnervenklinik in Tübingen.
65 Gutachten Hoffmanns zitiert nach Zimmermann
(Anm. 62), S. 130.
66 Referat zur Arbeit in UAG, Med. Prom. 1804.
67 Vgl. Finger (Anm. 61), S. 64f. Das Gesetz zur Verhü-
tung erbkranken Nachwuchses, das zum 1. 1. 1934 in
Kraft getreten war, sah keine Zwangssterilisierung auf-
grund festgestellter Asozialität vor; allerdings waren
durch die Ausweitung der Diagnose „angeborener
Schwachsinn“ auch Personen mit nicht-angepasstem
Sozialverhalten oftmals von diesem Gesetz betroffen.
68 Vgl. Zimmermann (Anm. 62), S. 148, Erlass Himmlers:
„Bekämpfung der Zigeunerplage“ vom 8. 12. 1938.
69 Zur Differenzierung der „Zigeuner“ und deren Be-
handlung vgl. ebd., S. 301. Rassenbiologische Forschun-
gen und Gutachten der Rassenhygienischen Forschungs-
stelle Ritters bildeten die Grundlage der Deportationen.
Zur Geschichte des Himmler-Befehls vgl. ebd. S. 302ff.
Die Deportationen betrafen Sinti, Roma, „Zigeuner-
mischlinge“ und „zigeunerische“ Personen; ausgenom-
men blieben keineswegs die sozial Angepassten und
auch nicht die so genannten „reinrassigen Zigeuner“,
für die man eigentlich eine andere Lösung als die der
Vernichtung gesucht hatte.
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Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V.
2002, S. 11: Zitat Hans Stubbes.
79 Vgl. ebd., S. 19: 1942 war erstmals der Nachweis ge-
lungen „daß durch Strahlenmutagenese wertvolle züch-
terische Eigenschaften erzeugt werden können“, so
durch Züchtung mehltauresistenter Gerste aufgrund von
Röntgenbestrahlung.
80 Vgl. Satzinger (Anm. 78), S. 188. Explizit formuliert
wurden diese Ergebnisse jedoch offenbar erst ab 1937.
81 BArch Koblenz R 73/12369. Kranz an DFG vom 9. 12.
1937. Aber bereits am 26. 4. 1935, als Kranz erstmalig Mit-
tel von der DFG einforderte, schrieb er: „... zur Fortsetzung
und Durchführung des Versuches, dessen Bedeutung für
die Volksgesundheitspflege ohne weiteres klar ist.“
82 Ebd. Schreiben Kranz an die DFG vom 30. 5. 1938;
diese Beurteilung war offenbar im Rahmen der Prüfung
eines Gesuches von Kranz um finanzielle Kostenerstat-
tung vom Dezember 1937 erfolgt.
83 Befürwortet wurden die Arbeiten durch Falk Ruttke, Ge-
schäftsführender Direktor des Reichsausschusses für Volks-
gesundheit und einer der Kommentatoren des GzVeN.
84 BArch Koblenz, R 73, Nr. 12369. Formulierung durch
Greite (DFG) im Schreiben an Ruttke vom 13. 11. 1935.
85 Vgl. BArch Koblenz, R 73, Nr. 12369: Schreiben Grei-
tes an Herrn Professor Dr. Kühn, Zoologisches Institut der
Universität Göttingen vom 10. Mai 1935. „Sehr geehrter
Herr Professor! In der Anlage übersende ich Ihnen einen
Antrag von Dr. med. Kranz. Da die von Herrn Kranz be-
absichtigte Arbeit innerhalb des grossen Arbeitsplanes,
der unter Ihrer Führung steht, Platz hat, bitten wir Sie um
eine gutachtliche Stellungnahme. Heil Hitler! I.A. Dr.
Greite.“ Die Formulierung seitens der DFG bezieht sich
nur auf den Auftrag, nach den Einflussmöglichkeiten
durch Strahlung zu suchen.
86 Ebd. Anlage zum Schreiben von Kranz an DFG vom 31.
10. 1936.
87 Vgl. ebd., Schreiben Kühns an DFG.
88 Vgl. ebd., Schreiben Sauerbruchs, Leiter der Fachglie-
derung Medizin, an Kranz vom 26. Juli 1938.
89 Kranz starb am 11. 5. 1945 auf der Flucht.
90 Vgl. die Liste der Institutsgründungen in Weingart
(Anm. 7), S. 438f.
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